
Schriftliche Anfrage
der Abgeordneten Ruth Müller SPD
vom 25.09.2018

Umsetzung des bayerischen Zukunftsprogramms Ge-
burtshilfe

Das bayerische „Zukunftsprogramm Geburtshilfe“ umfasst 
zwei Schwerpunkte.

Für jedes neugeborene Kind erhalten Landkreise und 
kreisfreie Städte pauschal eine Förderung von 40 Euro. Die-
ser Betrag soll zur Verbesserung der Hebammenhilfe einge-
setzt werden. Zum anderen können Landkreise und kreis-
freie Städte einen staatlichen Zuschuss bis zu 1 Mio. Euro 
für defizitäre Geburtshilfestationen mangels ausreichender 
Fallzahlen erhalten.

Ich frage die Staatsregierung:

1. Auf welche Krankenhäuser in Bayern treffen im Mo-
ment die vorgegebenen Kriterien zu, um Fördermittel
des staatlichen Zukunftsprogramms Geburtshilfe in
Anspruch nehmen zu können (bitte Auflistung nament-
lich, unterteilt nach Regierungsbezirken und mit Be-
ginn des Förderzeitraums)?

2. Welche bayerischen Krankenhäuser haben aufgrund
der Förderrichtlinien und der zu geringen Geburts-
zahlen für 2018 keine Möglichkeit, Fördermittel zu
beantragen (bitte namentliche Auflistung der Kranken-
häuser, die nach derzeitigem Kenntnisstand nicht am
Förderprogramm teilnehmen können)?

3. Zu welchem Teil sind die 30 Mio. Euro Fördervolumen
des Förderprogramms Geburtshilfe bereits ausge-
schöpft?

4. Hat die Staatsregierung Kenntnisse darüber, für wel-
che Maßnahmen zur Personalgewinnung und Perso-
nalbindung die pauschalen Fördermittel von 40 Euro
pro Kind von den Landkreisen und kreisfreien Städte
verwendet werden (bitte auflisten unterteilt nach den
einzelnen Projekten und geförderten Landkreisen so-
wie kreisfreien Städten)?

Antwort
des Staatsministeriums für Gesundheit und Pflege
vom 30.10.2018

Vorbemerkung:
Das Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) 
geht davon aus, dass sich die Anfrage auf die angekündigte 
zweite Fördersäule des Förderprogramms Geburtshilfe (De-
fizitausgleich) bezieht.

Die erste Fördersäule (Hebammenhilfe, Gesamtvolumen 
5 Mio. Euro pro Jahr) ist am 28.09.2018 in Kraft getreten; 
hier können Landkreise und kreisfreie Städte pro Neugebo-
renem bis zu 39,80 Euro (ab 2019: 40 Euro, Unterschied hat 
haushaltstechnische Gründe) für Maßnahmen und Projekte 
erhalten, die die Hebammenversorgung in Geburtshilfe und 
Wochenbettbetreuung stärken und sichern.

1. Auf welche Krankenhäuser in Bayern treffen im
Moment die vorgegebenen Kriterien zu, um För-
dermittel des staatlichen Zukunftsprogramms Ge-
burtshilfe in Anspruch nehmen zu können (bitte
Auflistung namentlich, unterteilt nach Regierungs-
bezirken und mit Beginn des Förderzeitraums)?

Die Richtlinie zur zweiten Säule (Defizitausgleich) kann erst 
nach Bereitstellung der Mittel im Doppelhaushalt 2019/2020 
mit dem Obersten Rechnungshof und dem Staatsministe-
rium der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat 
abgestimmt und veröffentlicht werden. Es ist deshalb ge-
genwärtig noch nicht möglich, den Kreis potenzieller Förder-
berechtigter zu benennen. Überdies ist derzeit noch nicht 
absehbar, welche Krankenhäuser mit ihrer Geburtshilfeab-
teilung tatsächlich Defizite zu verzeichnen haben werden. 
Auch weitere Fördervoraussetzungen, die die zuständige 
Regierung von Oberfranken im Einzelfall zu prüfen haben 
wird (etwa die ordnungsgemäße europarechtliche Betrau-
ung des Krankenhauses), sind derzeit nicht bekannt.

2. Welche bayerischen Krankenhäuser haben auf-
grund der Förderrichtlinien und der zu geringen
Geburtszahlen für 2018 keine Möglichkeit, Förder-
mittel zu beantragen (bitte namentliche Auflistung
der Krankenhäuser, die nach derzeitigem Kennt-
nisstand nicht am Förderprogramm teilnehmen
können)?

Vgl. Antwort zu Frage 1. Eine Benennung der später Förder-
berechtigten (und damit im Umkehrschluss der nicht Förder-
berechtigten) ist gegenwärtig noch nicht möglich.

3. Zu welchem Teil sind die 30 Mio. Euro Fördervo-
lumen des Förderprogramms Geburtshilfe bereits
ausgeschöpft?

Die erste Säule des Förderprogramms (insgesamt  
5 Mio. Euro) ist am 28.09.2018 in Kraft getreten, weswe-
gen derzeit erst noch Anträge gestellt bzw. geprüft werden. 
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Die Mittel sind so kalkuliert, dass jede Kommune den Maxi-
malbetrag von 39,80 Euro pro Neugeborenem ausschöpfen 
kann.

Die Richtlinie der zweiten Fördersäule kann erst nach der 
Verabschiedung des Doppelhaushalts 2019/2020 veröffent-
licht werden. Landkreise und kreisfreie Städte können des-
halb nach derzeitigem Planungsstand Anträge frühestens 
im zweiten Quartal 2019 stellen. Die Mittel werden voraus-
sichtlich im letzten Jahresdrittel 2019 ausgezahlt.

4.  Hat die Staatsregierung Kenntnisse darüber, für 
welche Maßnahmen zur Personalgewinnung und 
Personalbindung die pauschalen Fördermittel von 
40 Euro pro Kind von den Landkreisen und kreis-
freien Städte verwendet werden (bitte auflisten un-
terteilt nach den einzelnen Projekten und geförder-
ten Landkreisen sowie kreisfreien Städten)?

Nach dem derzeitigen Stand erhalten Landkreise und 
kreisfreie Städte in der ersten Säule 39,80 Euro pro Neu-
geborenem. Förderfähig sind in einem breiten Ansatz alle 

Maßnahmen und Projekte, die die geburtshilfliche Heb-
ammenversorgung sowie die Wochenbettbetreuung durch 
Hebammen und Entbindungspfleger stärken und sichern. 
Dies können insbesondere sein:
– Werbemaßnahmen zur Personalgewinnung;
– Finanzierung von Personal- und Sachkosten beim Land-

kreis oder der kreisfreien Stadt oder im Krankenhaus zur 
Durchführung von Maßnahmen zur Erreichung des För-
derzwecks;

– Finanzierung von Personalfindungskonzepten;
– teilweise oder vollständige Weitergabe der Mittel an 

Hebammen und Entbindungspfleger, wenn sich diese 
im Gegenzug verpflichten, für einen angemessenen 
Zeitraum und zeitlichen Umfang im Landkreis oder der 
kreisfreien Stadt für die Tätigkeit in der Geburtshilfe oder 
der Wochenbettbetreuung zur Verfügung zu stehen.

Da die Förderrichtlinie erst seit kurzer Zeit in Kraft ist, müs-
sen Anträge erst noch von der Regierung von Oberfranken 
geprüft werden. Genauere Informationen liegen deshalb 
derzeit noch nicht vor.


